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Ein lange vorbereiteter Ueberfall
5 Tote, viele Verwundete

en unſerem kf. -Sonder-Berichterſtatter.)
Berlin, 18. April.Kach Nelbungen aus Wien kam es geſtern dort zwiſchen

Schutzmannſchaft und Anhängern der kömmuniſtiſchen Par

Kon unſerem d. Sonder- Berichterſtatter
Wien, 17. April.

Die Nacht nach vem geſtrigen Kommuniſtenputſch ver
jef ruhig, doch war für heute früh eine neue Maſſenver-

mlung vor dem Rathauſe geplant.
aunehmen, daß die Gefahr vorüber ſei. Trotzdem ein

e Teil der Kommuniſten nach Ungarn marſchiert iſt, ſind
in Wien doch noch entſchieden in der Mehrheit gegenüber den

ierungstrenen Trupp die an Zahl ſehr gering ſind. Bei
m geſtrigen Putſch wurde ein Kompromiß mit der Schutz
zunſchaft geſchloſſen, wonach jene unter Zurücklaſſung von
en und Munition abmarſchiert, dabei kam der

atskanzler Renner in Gefahr. Unter den Todesvopfern be
den ſich Mitglieder der Staatsſchutzmannſchaft.
Bei der geſtrigen Schießerei im Rathausviertel wurden

h den bisherigen Feſtſtellungen vier Polizeibeamte getvötet,
ſchwer leicht verwundet. Die Ausſchreitungen,
he ſich beſonders gegen die Polizeimannſchaften
eten, wiederholten ſich im Laufe des geſtrigen Abends auch
anderen Stadtteilen.

während der geſtrigen Kundgebungen vor dem Parlament
ein italieniſches Automobil vorbei, das durch ein, wahr

lich verirrtes Geſchoß, getroffen wurde, glücklicherweiſe
de keiner der Jnfaſſen verletzt. Der Chef, General Segre,
dte zu dem Staatsſekretär für Heeresweſen einen Vertreter,
t der Forderung, bis Freitag 4 Uhr nachmittag Genugtunng
leiſtet

Wien, 18. April.
Nach einer Meldung des „Wiener Korr.-Büro“ herrſcht in

en vollkkommene Ruhe. Die Geſamtzahl der
odesopfer der geſtrigen Unruhen iſt auf fünf geſtiegen.

e öffentlichen Gebäude werden von der Volkswehr bewacht.
Der Wiener Polizeipräſident äußerte ſich über die Unruhen

ſin, daß ſie ein ſeit langem vorbereiteter Putſchverſuch der
muniſten ſeien, bei dem der Einfluß ungariſcher Kommu-

ſten zweifelsfrei feſtgeſtellt worden ſei. Der Verſuch mißlang;
Ruhe wird höchſt wahrſcheinlich nicht mehr geſtört werden.
e deutſch öſterreichiſche Regierung entſchulbigte ſich noch

ſern abend General Segre wegen des Zwiſchenfalles mit
m italieniſchen Automobil bei den geſtrigen Demonſtrationen.
re antwortete Die italieniſche Miſſion fehe keinen Grund,
kere Konſequenzen zu giehen, da die Angelegenheit keine
lgen hatte und die Ordnung inzwiſchen wieder hergeſtellt ſei.

Wien 17. April.
Das „Tel.-Korr.-Vürso“ ſchreibt: Die am Nachmittag vor

m Rathaus verſammelten heimgekehrten Jnvaliden und
rbeitsloſen hatten Deputationen zum Staatskanzler
uner entſandt. Namens der Arbeitsloſen wurde dem
taatskanzler eine Entſchließung überreicht, in
t eine Arbeitsloſenunterſtützung von mindeſtens 25 Kronen
lich, ſowie eine Erhöhung der Brotrationen auf täglich
Gramm pro Kopf verlangt wird. Der Staatsſekretär betonte,
Staatsregierung kenne keine größere Sorge, als Brot und

heit zu ſchaffen. Die eingeſetzte Arbeitskommiſſion werde ſich
gehend mit dieſen Fragen beſchäftigen. Durch Arbeitsloſen-
terſtützung könne die Arbeitsloſenfrage nicht endgültig gelöſt
den. Die Arbeitsloſenfrage ſei in erſter Linie eine

hlen frage. Die Regierung werde verſuchen, Kohlen von
Entente zu beziehen, obwohl ſie ſehr teuer ſeien. Was die

eldfrage anbelange, ſo könne er keinen Betrag angeben. Dann
fing der Staatsſekretär eine Deputation der Heimgekehrten.

ieſe forderten Auszahlung einer Reifepauſchale von 200 Kro
Cewährung eines Zuſchunſſes von 600 Kronen für etwaige

der Gefangenſchaft verminderte Werte und Gewährung einer
inmaligen Abfertigung von 1000 Kronen. Der
natsſekretär verſicherte die Deputation der wärmſten Som-
thie der Regierung und erklärte, er werde im Kabinettsrat
Lage der Heimgekehrten darlegen und dafür Sorge tragen,

t ihre Wünſche weitgehendſt Berückſichtigung fänden. Die
langte Errichtung eines Amtes für Kriegsgefangenen-Ange-

legenheiten werde in acht Tagen erfolgen.

Graf Czernin verhaftet
Wien, 18. April.

Der Miniſter Graf Czernin wurde vor-ſern in Feldkirch von den öſterreichiſchen Grengbehörden
rhaftet, bei dem Verſuch, ohne Paß die ſchweizeriſche

ze zu überſchreiten. Er hatte ſich wiederholt um Ausſtel
m eines Paſſes bemüht, der ihm aber i worden war.
Vor 14 T wollte er ſeine Frau nach der Schweiz be
äten, bekam jedoch keine Erlaubnis. Als Grund dieſer Wei-
ung wurde die Propaganda des deutſchöſterreichiſchen Adels
der gegen die Demokratie angegeben. Jrgendwelche

ſind gegen Czernin nicht erhoben worden. Die
ſeiner Verhaftung erregte in Wien das größte

Das Münchener Tollhaus
litere Verhaftungen von Geiſeln Die Kommnnißren

Venktreſors Münchens Umzingelung im Werden.
Ton unſerem hf-Sonder-Berichterſtatter.)

BVamberg, 17. April.
die Zuſtände in Süd bayern drohen ſich zu einer

ttaſtrophe auszuwachſen. Roſenheim, deſſen Bürger
t ſich mit großer für die Regierung Hoffmann
öaeſprochen hatte, befindet h wieder in den Händen der

c m digungen

richt von

Man darf jedenfalls

Ein Kommunſſtenputſch in Wien
Spartakiſten. Laut zuverläſſiger QuelleGeiſeln, die die Spartakiſten aus ver Bürgerſchaft genom
men hatten, er ſchoſfen. Jn München darf man mit ähnlichen
Zuſtänden rechnen. Jn der vergangenen Nacht erzwangen die
Unabhängigen die Oeffunng der Dreſors der Banken
nud verteilten die darin aufbewahrten Summen.

Vamhberg, 18. April.
Der Staatskommiſſar für Ernährung in Bayern, Wurzel-

hofer, hatte die Vertreter der Preſſe geſtern um ſich verſammelt.
Geſprächsweiſe erwähnte er, daß die Ernährungsver-
hältniſſe nicht allzu ungünſtig ſeien, ſogar Jtalien hätte
von Regierung zu Regierung Beziehungen angeboten.
Ans München befinden ſich nach zuverläſſigen Nachrichten der
Hauptbahnhof, die Reſidenz, die Kaſernen im Veſitz der Kom
mnniſten. Zufolge des Generalſtreiks ſind die Geſchäfte
geſchloſſen. Plünderungen kamen u. g. auch im Kapuziner
kloſter vor. Bahn. Telegraphen, Telegramme, Poſtverkehr
innerhalb der Stadt ruhen vollſtändig. Die Autobenutzung für
Zivilperſonen iſt vhne Genehmigung des Kommandanten ver
oten. Jm Straßenbild fallen die bewaffneten Zivilperſonen

auf. Die Beſatzung der Kommandantur befindet ſich in beſtän
diger Alarmbereitſchaft. Beſonders bemerkenswert iſt die An g ſt
der Roten Armee vor den Regierungstrnunppen.

Jugolſtadt, 17. April.
Die Züge von München, namentlich anf den Strecken

des Jſartals, ſind überfüllt von Flüchtlingen, die ſich
in Sicherheit zu bringen ſuchen. Auch eine Reihe von ſozial-
demokratiſchen Gewerkſchaftsführern hat die Stadt auf dieſe
Weiſe verlaſſen und ſich damit der Verhaftung, wenn nicht noch
Schlimmeren, entzogen. Um der Wohnungsnot in Mün-
chen zu ſteuern, ſchlagen die Kommuniſten vor, die Wohn
ränme der Reichen zu beſetzen. Spartakiſtiſche Expe-
ditionen ins Jſartal holen ſich Geiſeln ans der Umge-
bung Münchens. Die Nahrungsmittelverhältnkſſe
ſind eher beſſer als ſchlechter geworden, da die Regierung Hoff
mann Gewicht daranf legt, daß die Nahrungsmittelverſorgung
nicht eingeſtellt wird. Jm Gegenſatz zu dieſer Milde haben die
Spartakiſten die von der Regierung geforderte Herausgabe der
Geiſeln verweigert, unter denen ſich auch der Chefredakteur der
„Müchener Neueſten Nachrichten“, Dr., Müller, befindet. Ueber
den Stadtkommandanten Dürr ſind die ſchlimmſten Nachrichten
im Umlauf. Es heißt, er ſei erſchoſſen worden. Auf den
Straßen iſt man eifrig mit der Rekrutierung der „Roten Garde“,
der es hauptſächlich an Artiſleriſten fehlt, beſchäftigt. Das
Prinzregenttheater wurde in ein Arbeiter-
theater umgewandelt. Unterdeſſen bereitet ſich die Um
zingelnung Münchens laugſam, aber ſicher, vor. Die Regie-
rung äuſterte, man ſolle ſich von der Ruhe nicht täuſchen laſſen.
Nnabläſſig rücken nene Truppen heran. Jn Augsburg
verlief der geſtrige Tag in vollkommener Ruhe. Die Gefahr
eines neuen Umſchwunges gilt ſo gut als ausgeſchloſſen.

c

General Maercker räumt auf
Neubildung des Kabinetts in Braunſchweig.

Braunſchweig, 18. April.
In einer Verhandlung mit General Maercker und

dem AelteſtenAusſchuß des Landtages wurde eine
Einigung in der Kabinettsfrage erzielt, durch die die
Spannung zwiſchen Braunſchweig und dem Rhein beſeitigt
wird. Danach würde das Kabinett aus 4 oder 5 Mehrheits-
ſozialiſten, 2 Unabhängigen und einem Demokraten beſtehen.
Dieſes Kabinett wird bis zum 24. d. Mts. im Amte bleiben, an
dieſem Tage wird der Landtag zuſammentreten und die Neu
bildung des Kabinetts vornehmen.

Helgoland ſoll untergehen
Rotterdam, 17. April.

Nach einer Havasmeldung aus London ſoll Helgoland
geſchleift und vernichtet werden.
Die Auſhebung der Blochade am 25. April

Verlin, 18. April.
Nach Bättermeldungen ſoll ſich England bereit erklärt haben,

vee ſchwarzen Liſten und die Blockade am 25. April aufzuheben,
während die Zenſur für die Handelskorreſpondenz bereits ab
18. April fortfällt. Dieſe beiden Maßnahmen haben eine weit
größere Bedeutung für den Wiederaufbaun Europas als irgend
ein Friedensabkommen, deſſen Genehmigung noch nicht feſtſteht.
Inzwiſchen tut der Redaktionsausſchuß der Friedenskonferenz das

äußerſte, um zu verhindern, daß die Beratungen mit den Deut-
ſchen an etwaigen Mißverſtändniſſen fehlſchlagen. Daher wird

jeder Paragraph ſofort nach Fertigſtellung aus dem Franzöſiſchen
oder Engliſchen in die anderen Sprachen und auch in das Deutſche
überſetzt

Rotterdam, 17. April.
Der Rat der Vier hatte geſtern eine Beratung über die Vor

lagen der Redaktionskommiſſion, dann wurden auch die Fragen
über Spitzbergen und das Nordpolgebiet vorgebracht. Am An
fang nächſter Woche findet eine Sitzung der Friedenskonferenz
ſtatt, die über den Völkerbund beraten wird. Die zukünf-
tigen Grenzen zwiſchen Deutſchland und dem
Tſichechenſtaate haben eins definitive Feſtlegung erfahren.

wurden die
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Tagung des Hauptvorſtandes der Deutſch
nationalen Volkspartei

Der Hauptvo der Deutſchnationalen Volkspartei
trat am Dienstag, 15. April 1919, zu ſeiner erſten Ta
gung feit Begründung der Nartei zuſammen. Bei einer
Anweſenheit von über 200 Vertretern wurden die Verhand
lungen vormittags 10 Uhr eröffnet. Der Parteivorſitzende
Staatsminiſter a. D. Hergt begrüßte die Er
ſchienenen und würdigte es als einen Beweis der Werbe-
kraft des deutſchnationalen Gedankens, daß trotz aller un
günſtigen Zeitverhältniſſe ſich ſo zahlreiche Teilnehmer aus
allen Teilen Deutſchlands zu der Tagung eingefunden
hätten. Große und ſchwerwiegende Aufgaben habe der
Parteivorſtand zu löſen. Die jetzige Tagung werde ſich mit
dem endgültigen Aufbau der Partei, der
Welfenfrage und dem Anſchluß DeutſchOeſterreichs und anderen wichtigen Fragen beſchäf-
tigen und ſtelle außerdem die Vortagung für den im Juni
zuſammentretenden Parteitag dar. Den erſten Teil der
Tagesordnung bildete die Beratung der Partei-
ſatzungen, über die dann der Parteitag endgültig ent-
ſcheiden ſolle. Das Geſchäſtsführende Vorſtandsmitglied
Abgeordneter Graef erſtattete darüber gusführlichen Be
richt. An der lebhaften Ausſprache beteiligten ſich zahl-
reiche Vertreter der Landesverbände und Ortsgruppen.

Zu einer Kundgebung von ſtärkſter Wucht und
tiefftem Eindruck geſtaltete ſich die Erörterung über die
Stellung des Parteivorſtandes zur Friedensfrage.
Profeſſor Dr. Hoe t ſch berichtete eingehend über den
Stand der Friedensausſichten und führte aus, daß Frank
reich den reinen Machkfrieden, d. h. die Vergewaltigung
Deutſchlands wolle, die Vereinigten Staaten aber auf dem
entgegengeſetzten Standpunkt ſtünden, während Englands
Forderungen ſich in der Mitte zwiſchen denen jener beiden
Mächte bewegten, doch ſei deren Druck auf Frankreich nicht
ſtark genug; daher wolle Frankreich in Widerſpruch mit
Wilſons Programm das Schickſal Elſaß-Lothrin-
gen s ohne Volksabſtimmung vorwegnehmen und vlane
ganz unverhüllt, Deutſchland des völlig deutſchfprachigen
Saargebiets zu berauben. Unſere Rechte auf die
Nordmark und die Oſt marken ſind klar und be-
dürfen keiner Begründung. Ueber die in den -14 Punkten
Wilſons feſtgelegten Zugeſtändniſſe dürfe die deutſche Re
gierung auf keinen Fall hinausgehen. Die Unterzeichnung
des Vorfriedens müſſe jeden Deutſchen mit ſchwerer Sorge
erfüllen, darum gälte es, alle nationalen Kräfke
gegen jede feindliche Vergewaltigung zu-
ſammenzufaſſen. Ueberaus eindrucksvoll und an-
regend verlief die Ausſprache über die Friedensfrage. An
ihr beteiligten fich die Herren Staatsminiſter a. D. Hergt,
Abgeordneter Traub, Hauptſchriftleiter Baecker, Landrat
a. D. Rogge, Miniſter a. D. Lentze, Abgeordneter von
Woyna, Kaufmann Walter, Abgeordneter von Kardorff,
Rechtsanwalt Jacobſen, Rechtsanwalt Dr. Kraut u. a.

Zur Friedensfrage wurde folgende Entſchließung
angenommen:

„Mit ſchwerſter Sorge hört das deutſche Volk, daß
unſere Feinde von Friedensbedingungen reden, die ſich
weit von den Grundlagen entfernen, über die unſere Re
gierung im Noventber 1918 mit ihnen übereingekommen
iſt. Die Deutſchnationale Volkspartei fordert von
der Reichsregierung, mit feſter Ent-ſchloſſenheit jeden Friedensvertrag abzuleh-
nen, der die 14 Punkte des amerikaniſchen Präſidenten
verſchärft. Zurückzuweiſen iſt insbeſondere jeder
Verſuch, deutſches Land in Nord und Oſt und
Weſt in offener oder verſteckter Form loszureißen, die
Blockade fortdauern zu laſſen, uns der für unſere Exiſtenz
notwendigen Kolonien zu berauben. Unſere gegen alles
Menſchenrecht zurückgehaltenen Kriegsgefange-
nen müſſen ſofort in die Heimat entlaſſen werden.
Wirtſchaftliche Laſten, die unſer Volk erwerbs-
und broklos machen, ſind abzulehnen. Die Ehre unſeres
Volkes, das ſich frei von feder Schuld an dieſem Kriege
weiß, die Zukunft des Deutſchtums, die Zufunft unſerer
Kinder ſteht auf dem Spiel. Die deutſche Re-
gierung darf keinen Gewaltfrieden unter-
i nen der den Keim künftiger Kriege in ſich

rägt.“
Die zweite Sitzung der Tagung des Haupkvorſtandes

der Deutſchnationalen Volkspartei begann mit Erörterung
der Fragen des Aufbaues der Partei, vornehmlich in
finanzieller Hinſicht. Der von dem Schatzmeifter der
Partei, Bonkier von der Planitz-Berlin, vorgelegte Haus-
haltsplan für das laufende Geſchäftsfahr wurde eingehend
beſprochen und einſtimmig genehmigt.

Sodann erſtattete der Hauptgeſchäftsführer der Parkel,
Amtsrichter v. Lindeiner, Bericht über ſeine im Auf
trage der Partei nach Oeſterreich unternommene Reiſe über
die dortigen Parteiverbältniſſe ſowie die volitiſche Lage in
Deutſch- Oeſterreich. Hieran ſchloß ſich eine lebhafte Aus
ſprache, an der ſich u. a. beteiligten Staatsminiſter Hergt.

Abgeordneter Dietrich HandDr. Hoetzſch. Abgeordneter Di



en e r. Hanptieheer warten m An
hieran wurde folgende Entſchließung angenommen:
„Der Hauptvorſtand der Deutſchnationalen Volks

partei gedenkt in Treue der deutſchen Brüder in Deutſch
Oeſterreich. Er ſendet beſonders herzliche Grüße den
Landsleuten in den Sudetenländern, Deutſchböhmen,
Weſtungarn und Südtirol, die ſich in ſchwerer Bedrängnis
unter der Fremdherrſchaft befinden.

Der ſtaatsrechtliche Zuſammenſchluß der deutſch
befiedelten, geographiſch zuſammenhängenden Gebiete
in Mitteleuropa iſt eine grundlegende Forderung völki
ſcher Gerechtigkeit. Das deutſche Volk kann und wird
nach den unendlichen Opfern der Kriegsjahre das gleiche
Recht für fich in Anſpruch nehmen, das den kleinſten
Volksſplittern heute zugebilligt wird. Die Partei wird
mit allen Kräften danach ſtreben, daß aus dem Zu
ſammenbruch dieſer Tage ein einiges Deutſchland heroo
geht, ſoweit die deutſche Zunge klingt. Sie wird nicht
aufhören, diefe Forderungen mit aller Energie zu ver
treten bis zur endlichen Herſtellung großdeutſcher ſtaats

t die Weiſe Feber die WelfenFrage berichtete Landrat v. Woyna.
Der Berichterſtatter begründete die Haltung des hannover-
ſchen Landesverbandes bei den Wahlen. Es ſei vor allem
auf Stärkung der bürgerlichen Front angekommen, und

en habe eine unmittelbare Bekämpfung der welfi-
ſchen Forderungen nicht angezeigt erſchienen. Da die Haupt
parteileitung die welfiſchen Anſprüche abgelehnt, und auch
die Regierung die Abtrennung Hannovers von Preußen als
unmöglich bezeichnet hat, müſſe die Erörterung der Frage
auch für die hannoverſchen Parteigenoſſen als abgeſchloſſen
gelten.

Der Bewohner der beſetzten Gebiete wurde in folgender
Entſchließung gedacht:

„Der Hauptvorſtand der Deutſchnationalen Volks
partei gedenkt bei ſeiner Tagung in Berlin am 15. und
16. April teilnahmsvollſt der deutſchen Stämme, die in
Weſt und Oſt unter dem Drucke der Beſatzungstruppen
und unter der Eroberungsſucht feindlicher Nachbarn zu
leiden haben. Er erblickt beſonders in der bereits mo-
natelang währenden Belegung der Rheinlande mit
Ententetruppen, die an Zahl in vielen Ortſchaften die
Einwohnerzahl um mehr als das Dovyvelte übertrifft,
eine unnötige Härte und eine ſchwere Gefährdung in
wirtſchaftlicher und hygieniſcher Hinſicht. Rheinländer,
wir rufen euch zu: Harret aus!“ Nicht vergeſſen ſoll
euch die ſchwere Zeit der Beſatzung durch Fremdlinge,
nicht vergeſſen ſollen die Kämpfe für euer Deutſchtum
ſein. Der Rhein ſoll Deutſchlands Strom, nicht Deutſch
lands Grenze ſein und bleiben!“

Darauf folgte eine Ausſprache über die Stellung, die
landesfremde Elemente ſich in den letzten Monaten in der
innerpolitiſchen Entwicklung Deutſchlands zu ſichern ge
wußt haben. Abgeordneter Behrens erörterte Arbeiter
und Mittelſtandsfragen, deren eingehende Beſprechung zu
den Aufgaben des Parteitages zählen wird. Mit warmen
Worten des Danks an die Teilnehmer ſchloß der Partei
vorſitzende, Staats miniſter Hergt, die Tagung,
deren bedeutſamer Verlauf den hoffnungsvollſten kt
für den kommenden Parteitag bildet.

Lloyd George über den Frieden

Wie Berlin, 18. April.Wie n bereits geſtern berichteten, hielt Lloyd George im
engliſchen Unterhauſe eine Rede über die Arbeiter in der Frie
denskonfereng. Zum Schluſſe ſeiner Ausführungen ſagte er
über Deutſchland noch u. a.: Die Vertreter der Großmächte ſind
zu einer vollkommenen Uebereinſtimmung in den Hauptfragen,
die ſich auf den Frieden mit Deutſchland vbeziehen, gelangt. Jch
kann jetzt im Augenblick kein größeres Verbrechen begehen, als
Mißtrauen zu ſäen zwiſchen den Nationen, deren guter Wille,
deren gemeinſame Tätigkeit und deren gemeinſame Opfer die
Welt vor der Verſchüttung gerettet haben. Keine Diskuſſion
konnte freier geführt werden, niemals zeigte ſich ein größeres
Entgegenkommen und Verſtändnis für die Würiſche und Ideen
des anderen. Die Jdee, daß Europa und Amerika in Uneinigkeit
wären, ift einfach nicht wahr. Wir wünſchen einen ſtrengen
Frieden, weil die Lage einen ſolchen erfordert; der Friede muß
aber ſo ſein, daß er keine Rachſucht befriedigt, ſondern das Recht
derteidigt. Jede Formel des Friedensvertrages muß durch ein
zehende Erwägungen gerechtfertigt ſein. Was wir wünſchen, iſt
vor allen Dingen, eine Wiederholung der Greuel, die dieſer
Krieg mit fich gebracht hat, unmöglich zu machen. Wenn ich das
Vertrauen des Parlaments erhalte, gehe ich nach Paris zurück.
Wer dort mit den feindlichen Delegierten zuſammentrifft, muß
das volle Vertrauen des Parlaments hinter ſich haben. Das
Parlamerſt kann zwar den Vertrag auch nach ſeiner Unterzeich-
nung ablehnen, doch wird dies ſehr ſchwierig ſein. Das Parla
ment muß daher vor der Abreiſe des engliſchen Delegierten
davon überzeugt ſein, daß derjenige, der dort iſt, die Verſprechun
gen nach ſeiner Ueberzeugung bis zum äußerſten erfüllen wird.
Eines der Reſultate des Krieges ſoll die Aufhebung der Waffen
bedrohung auf dem Kontinent ſein. Die Streitkräfte von Deutſch
land ſollen zu einer Armee reduziert werden, die gerade genügt,
um die Ordnung ſicherzuſtellen und den Handel zu ſchützen. Die
Gefahr beſteht nicht, daß eine Wiederauferſtehung des Mili-
tarismus in Deutſchland zuſtande kommt. Deutſchland
wird nur mit Mühe 80000 bewaffnete Männer
auf die Beine bringen können. Es beſteht aber die
Gefahr, daß die Welt untergeht, und daß der Hunger durch
die Lande zieht. Lloyd George ſchloß damit, daß er Nachdruck
darauf legte, daß es Pflicht aller Staatsmänner, Parlamentarier
und Führer der öffentlichen Meinung iſt, den Triumph des
Rechtes nicht zu beſchmutzen, indem man ſeinen Leidenſchaften
nachgibt, ſndern von den Greueln des Krieges zu befreien.
Seine Rede wurde nur mit geringem Beifall unterbrochen und
öfter durch den Zwiſchenruf „Hebt die Blockade auf unterbrochen.

Alle Räder ſtehen ſtill
Breslan, 18. April.

vie zuſammenberufenen erreichbaren Mitglieder des Auf
ſichtsrats der Bismarckhütte haben beſchloſſen, nachdem
die Arbeiterſchaft den Generaldirektor Thiele und
Direktor Noehren abgeſetzt hat, den Vorſtand zu er
ſuchen, alles für eine unmittelbare Schließung der
Werke vorzubereiten da ſie ſich unter dieſen Umſtänden
gegenüber den von ihnen vertretenen Intereſſen außer Stande
ſehen, die Verantwortung für einen weiteren Betrieb der Werke

tragen.
v Damit iſt eins der größten ſchleſtſchen Werke ſtillgelegt
worden und Tauſende von arbeitswilligen Arbeitern werden
durch den Terror einer kleinen Gruppe brotlos. Die Folge der
ſinnloſen Ausübung des „Mitbeſtimmungsrechtes“ wird die
Schließung weiterer Betriebe ſein und damit dürfte ſich der
Wahlſpruch erfüllen: Alle Räder ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker
Arm es will! Leider nur in einem umgekehrten und für die
Arbeiterſchaft vorteilhaftem Sinne

Die Einwohnerwehren
Berlin, 16. April.

Die Preuß Regierung hat unterm 15. April 1919 die
ſtimmungen über die Errichtung von

Einwohnerwehren beſchloſſen. Gegen die mit der ſchwe
ren Lebensmittelnot zunehmende Unſicherheit in Stadt und
ſerate g. 677 per Tu er er n entde ö ahr für n u tum, enwa len Aufruhr, Plünderung und Bandendiebſtahl 58 ſelbſt
zu ſchützen, iſt Pflicht und Recht der Einwohner des Staats.

Für dieſen Selbſtſchutz ſind Einwohnerwehren zu
Die Organiſation dieſer freiwilligen Schutzwehren ſoll ſi

den örtlichen Verhältniſſen und Bedürfniſſen ſſen, jedo
müſſen in jedem Falle die nachſtehenden grundſätzlichen Geſichts
punkte Anwendung finden:

1. Die zum Zweck des Selbſtſchutzes goſchaffenen Einwohner
wehren ſollen ſich aus allen Schichten der Bevölkerung
zuſammenſetzen.

2. Die Bildung der Einwohnerwehren erfolgt durch die ört
lichen Kreis- und Gemeindebehörden unter Mitwirkung
der A. und der B. und L.-Räte.

8. Bei der Bildung von Einwohnerwehren zum Schutz grö
ßerer induſtrieller Werke oder land wirtſchaftlicher Güter
ollen vor allem die Arbeiter und Angeſtellten der Werke

oder Güter beteiligt werden.
Die Mitglieder der Einwohnerwehr müſſen möglichſt über
24 Jahre alt und vertrauenswürdig ſein.
Die Mitglieder der Einwohnerwehren müſſen ſich bei
ihrem Eintritt durch Handſchlag verpflichten, der republi
kaniſchen Staatsform und der vom Volke gewählten Re
gierung ihre treuen Dienſte zu widmen und die vom
Volke gegebenen Geſetze und die öffentliche Ordnung
nötigenfalls mit Waffengewalt zu verteidigen
Die Mitglieder der Einwohnerwehr wählen ihre Führer
ſelbſt.
Die Einwohnerwehren halten Appelle ab.
Der Dienſt in der Einwohnerwehr iſt ehrenamtlich.
Für die entſtehenden Unkoſten hat die meinde einzu
treten, in deren Intereſſe die Wehr errichtet wird.
Die Einwohnerwehren ſind dem Oberpräſidenten unter
ſtellt.
Die für die Einwohnerwehren notwendigen Waffen wer
den durch Vermittlung des Kriegsminiſteriums auf An
fordern des Oberpräſidenten zur Verfügung geſtellt.
Gegen Mißbrauch der Waffen und gegen die Gefahr, daß
ſie bei Unruhen in falſche Hände kommen könnten, ſind
Ticherheiten zu ſchaffen.

Die erſten Reichswehrbrigaden
Berlin, 18. April.

Dem Vernehmen nach heißt die Abteilung Lüttwitz jetzt:
Reichs wehrgruppenkonmando I (Abteilung Düttwitz). Das Frei
korps Hülſen mit dem Freikorps Potsdam jetzt: Reichswehr-
brigade IV (Landesſchützenkorps). Brigade Reinhardt jetzt:
Reichswehrbrigade XV (Berlin). Das Landesjägerkorps jetzt:
Reichswehrbrigade VI (Landesjägerkorps). Die deutſche
Schühendiviſion ſetzt: Reichswehrvrigade XRV (Brandenburg).

e „JS

Ende des Angeſtelltenſtreiks?
Gute Ausſichten auf Einigung.

Berlin, 18. April.
Die Einkgungsverhandlungen im KAnugeſtelltenſtreik

nahmen heute einen günſtigen Verlauf. Soweit ſich die Lage
abends 9 Uhr begutachten läßt, beſtehen Ausſichten, daß eine
Einigung erzielt wird.

Der Bolſchewiſtendamm der Entente
London, 18. April.

Das Reuterſche Büro meldet, daß die Truppen des Admirals
Koltſchak Starlimatansk eingenommen haben, 1000 Gefangene
gemacht und damit die Lage der Bolſchewiſten bei
kritiſch geſtellt haben, da die geſamte rückwärtige bolſchewiſtiſche
Armee abgeſchnitten iſt.

Italiens Generalſtreik
Von unſerem hkf-Sonderberichterſtatter.)

Lugano, 17. April.
Der geſtrige Generalſtreik in Mailand, Bologna,

Turin und Genug verlief vollkommen ruhige Ueber die
Wiederaufnahme der Arbeit iſt bisher noch keine Entſcheidung
getroffen worden.

Provinz Sachſew
Wörmlitz, 17. April. Der Amtmann Georg Rudloff,

der Beſitzer des Ritterguts Wörmlitz, iſt am Donnerstag nach
langem Leiden in Halle, wo er ſeit ſeinem Fortgang aus
Wörmlitz wohnte, im 81. Lebensjahre geſtorben.

Löbejün, 18. April. (Vater ländiſcher Volks
abend.) Jm Saale der „Börſe“ wird am 1. Oſterfeiertage
der 38. vaterländiſche Volksabend veranſtaltet. „Auf der Alm“
lautet das Thema des Abends, deſſen Ausführung in den Hän
den des Herrn Kapellmeiſters Sonnabend, Halle a. S, liegt.

Merſeburg, 17. April. (Neue Fiſenbahnlinie.)
Am 28. April wird die normalſpurige Nebenbahn von Merſeburg
nach Röſſen mit dem Bahnhof Röſſen zunächſt für den Per
ſonen, Gepäck und Expreßgutverkehr eröffnet.

n. Cöthen, 17. April. Obſtruktion im Gemeinde
rat.) Die für geſtern abend angeſetzte Gemeinderatsverſamm
lung nahm einen Ausgang, der bisher ohne Beiſpiel in der Ge
ſchichte unſeres Stadtparlaments daſteht. Die 12 Mitglieder
der ſozialdemokratiſchen Fraktion hatten den Antrag geſtellt,
den Magiſtrat Bürgermeiſter und zwei beſoldete Stadträte)
durch zwei unbeſoldete Stadträte zu verſtärken.“ Die 12 Mit
glieder der Rechten beantragten demgegenüber, vier unbeſoldete
Stadträte nach dem Verhältniswahlrecht zu wählen, welcher An
trag auch gegen die Stimmen der Linken angenommen wurde.
Dieſe bezeichnete dies in einer kurzen erregten Ausſprache als
Fehdeanſage und verließ geſchloſſen den Sitzungs-
ſaal, ließ aber noch, als die Zurückbleibenden weiter verhan
delten, die Beſchlußfähigkeit anzweifeln. Auf
Grund der neuen Gemeindeordnung iſt je die Verſammlung
bei Anweſenheit der Hälfte der Mitglieder beſchlußfähig. Trotz
dem beſchloß man, die Sitzung abzubrechen, da verſchiedene von
den Sozialdemokraten geſtellte Anträge auf der Tagesordnung
ſtanden, deren einſeitige Erledigung den Konflikt noch verſchärſt
haben würde.

tzk. Weimar, 17. April. (Die Koſten für den Um
au des Bahnhofs Weimar) ſind durch den außer

ordentlichen Eiſenbahn-Haushalt für 1916 vornehmlich infolge
nachträglicher Auflagen der Landespolizeibehörde von 4771 000
Mark auf 5 463 000 Mk. verſtärkt worden. Trotzdem weichen die
Mittel noch nicht aus. Jn der Hauptſache ſind die weiteren
Mehrkoſten auf die fortgeſetzt ſteigenden Arbeitslöhne und
Bauſtoffpreiſe zurückzuführen.

vorherzuſehende Aufwendungen dadurch dieVaugelt vorübergehende Gleis und nene

Außerdem ergaben ſich nicht

rem Umfange erfordert, als veranſchlagt war.r hre Wer ſich auf z äh N. belaufeg Weſant
7 Jenag, 17. April. (Die

der Univerſität Jena hat dem men Hofrat Oskar d
in Leipzig, Mitinhaber der Firma Breittopf 9riel aus
laß ſeines 80jährigen Doktorjubiläums das Dip erneren

9 17. April. Neue rofeſſur.r in Leip iſt als au eadentige Weh e a Victn
RitterProfeſſur an die Univerſität Jena berufen worden

en Dopden 2ün
ngen

am 17. November 1917 wurde
1918 ſchloß
Lucka.

H. NReyuſelwitz, 17. April. (Seltſame Preis g
ebote.) Bei Vergebung der Zimmerarbeiten fordertenhieſigen Firmen für 14 Häuſer 298 705 Mark, während die Lein

giger dwerker nur 175 268 Mark verlangten. Der u
ſchied beträgt 128 437 Mark. Die Meuſelwitzer Handwertg
22 den Zuſchlag erhalten, wenn ſie ebenfalls nur 175 268
verlangen.

e.
Kein Eiſenbahnverkehr zu Oſtern

Das Verkehrsamt Halle (Saale) teilt mit:
Infolge der großen Kohlennot muß der Verfonen,

verkehr am Sonntag dem 20. und Montag, dem 21. d.
vormittags, eingeſtellt werden. Für dieſe Zeit werden wede
DauerFahrerlaubnisſcheine noch Fahrerlaubnisſcheine fin
Einzelreiſen verausgabt.

Es wurde durch Anſchläge folgendes bekanntgemacht:
„Da die Kohlennot immer größer geworden iſt, können S

Sonntag, dem 20. und Montag, dem 21. April vormittags üben
haupt keine Perſonenzüge gefahren werden. FahrtErlaubnh
ſcheine und Fahrkarten für Sonntag und Montag, dem 290. n
21. April, werden deshalb überhaupt nicht ausgeſtellt. Fi
heute Sonnabend kann die Fahrterlaubnis nur bei d
glaubhaft nachgewieſenen Fällen erteilt werden, da die wenige
abzulaſſenden Züge vollſtändig überfüllt ſein werden und kein
Gewähr für die Mitfahrt weiterer Reiſenden gegeben werde
kann.

i Am 4v e r

Oberbürgermeiſter Rive und die „Unabhängigen“. De
unabhängige Sozialdemokratie in Halle hatte bekanntlich de

den erſten Stadtverordnetenwahlen im März auf großen Pla
katen an den Litfaßſäulen angebliche Worte des O
meiſters Rive verbreitet, nach denen nur mit der Sozialdeme
kratie eine fruchtbare und vorausſchauende Kommunalpoligz
getrieben werden könne. Hierzu hat Herr Oberbürgermeiſte
Rive nunmehr Stellung genommen. Wie in der letzten Sitzum
des Bürgervereins am Donnerstag mitgeteilt wurde, hat Hen
Oberbürgermeiſter Rive die Richtigkeit der durch Plakade der
breiteten Werte beſtritten.

Wann gibt es wieder Schweinefleiſch für

Schweinehaltung
Die Verhältniſſe bedi

können, daß nur der Selbſtverſorger für ſich einige Tiere u
den nicht marktfähigen Futterntitteln füttert, um ſie ſpäter den

en Haushalt zuzuführen. Jm Jahre 1919 wird es alſo noh
kein Schweinefleiſch geben.

gen e e hein e e e eten voern n Nr. DeWitte Nr. 1--8 verlieren mit dem 20. April hre Güktiglet

Arien und Liederabend von Frau ShmidtValentt
Freitag den 25. April, abends 735 Uhr gibt Schme
Valentin, Leiterin der bekannten hieſigen „Valentinſe
Muſikſchule, im Saale der Loge zu den fünf Türmen (Albree
ſtraße) einen Arien- und Liederabend. Neben Arien von Floten
Mogzart und Weber bringt die Sängerin, die über einen gut
ſchulten ſympathiſchen Sopran verfügt, Lieder von Shuber
Brahms, Strauß und Wolf zum Vortrag. Karten ſind in de
Hofmuſikalienhandlung von Reinhold Koch, Alte Promenade

HF Sporlbertehte

Ergebniſſe vom Karfreitag
Fußball. Halle 96 ſchlägt Wacker mit 4:

Merſeb iegt en Sportfreunde mit 5: 1, Hallegegen W a v 4 8, Halle 96 (alte Herren)
Preußen (2) mit 4:3.

Hockey. Das erſte Treffen mit einer auswärtigen M
ſchaft verlor Halle 96 gegen Sportklub Erfurt mit 12 0.

Fußballſport in Thüringen.
Jena. Spielvereinigung I Sportverein 1905

mannſchaft) 3:2 (1:1). Spi ung II gegen Sport
ein III 2:2.

Eiſenach. Teutonia III Fern n 1:4Apolda. Preußen Jugend gegen T
Naumburg. Sportverein 1906 Ib gegen Sportverein e

29 1 1:0. Sporwwerein I73 gegen Teutonia Weißenfels
4

B.
9

ſtegt ü

Gotha
ausſchreibungen. Für

18. Mai werden 65 800 Mark und für den folgenden
65 000 Mark ausgeſetzt, alſo rund 80 000 Mark mehr t
Vorjahre. Den Mittelpunkt bildet jedesmal ein 20 00 a
Rennen, Graſſi-Preis und Lenz-Ausgleich. Alle 3
ſind Flachrennen

Verantwortlich: Helmut Böttcher.
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